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Nach Mitteilung des
Statistischen Bundes-
amtes in Wiesbaden
vom 21. Juni 2005
wurden im Jahr 2004
etwa 27 000 Beamte
mit Erreichen der
Regelaltersgrenze
(65. Lebensjahr)
oder einer berufsspe-
zifischen Altersgren-
ze pensioniert, etwa
2 500 Beamte mehr
als im Jahr 2003.
Allein die Zahl derer,
die mit der Regelal-
tersgrenze, also im
Alter von 65 Jahren,
in den Ruhestand
gingen, stieg somit
gegenüber 2003 
um 30 Prozent auf
gut 10 000.

D
as Statistischen Bun-
desamt führte diese
Entwicklung im
Wesentlichen auf die
Versorgungsabschläge

bei vorzeitigem Ausscheiden
und dem Anstieg der Altersteil-
zeit zurück.

Pensionierungen wegen
Dienstunfähigkeit rückläufig
Weiter zurückgegangen ist
zugleich die Zahl der Zurruhe-
setzungen wegen Dien-
stunfähigkeit. Diese betrugen
laut Statistikamt im Jahr 2004

rund 8 000, nach 8 600 im Vor-
jahr. Der Anteil der Pensionie-
rungen wegen Dienstunfähig-
keit ging demnach zwischen
2000 und 2004 von 49 auf 22
Prozent zurück.

Insgesamt wurden im Jahr 2004
knapp 37 000 Beamte, Richter
und Berufssoldaten pensioniert;
davon waren 28 000 im Landes-
dienst, rund 5 000 im Bundes-
dienst und knapp 4 000 im kom-
munalen Bereich beschäftigt.

Zahl der Pensionäre um 
3,7 Prozent gestiegen
Die Zahl der Empfänger von
Ruhegehalt, Witwen-/Witwer-
oder Waisengeld der Gebiets-
körperschaften (ohne Bahn und
Post) stieg im Januar 2005 auf
insgesamt rund 872 000, knapp
22 000 oder 2,5 Prozent mehr
als zum gleichen Zeitpunkt des
Vorjahres. Die Zahl der Pen-
sionäre erhöhte sich im Januar
2005 um 3,7 Prozent auf
612 000, während die Zahl der
Hinterbliebenen mit 259 000
nahezu unverändert blieb.
Knapp 162 000 (plus ein Pro-
zent) der ehemaligen Bedien-
steten – ohne Bahn und Post –
wurden demnach vom Bund
versorgt, 600 000 (plus drei Pro-
zent) von den Ländern und
109 000 (plus zwei Prozent) von
den Gemeinden. Für deren Ver-
sorgungsbezüge mussten allein
die Gebietskörperschaften von
Bund, Länder und Kommunen
2004 demnach rund 24 Milliar-
den Euro aufwenden.

Versorgungsausgaben 
rund 34 Milliarden Euro
Zählt man die ehemalige Beam-
tinnen und Beamten einschließ-
lich den Hinterbliebenen von
Bahn, Post und Deutschem
Reich sowie des mittelbaren
öffentlichen Dienstes (zum Bei-
spiel Bundesagentur für Arbeit,

Bundesbank, Sozialversiche-
rungsträger) hinzu, erhielten
Anfang 2005 insgesamt gut 1,4
Millionen Versorgungsempfän-
ger ihre Altersbezüge aus öffent-
lichen Kassen. Dafür wurden im
Jahr 2004 insgesamt rund 34
Milliarden Euro aufgewendet.

Von den 1,4 Millionen Versor-
gungsempfängern sind 224 000
Ruheständler, einschließlich
Hinterbliebenen, ehemalige

Beamte der Bahn, die ihre Ver-
sorgungsbezüge vom Bundesei-
senbahnvermögen erhalten. 

Bei der Bahn überwiegen
vorzeitige Pensionierungen
Bei den Pensionierungen der
Beamten von Bahn und Post
überwiegen nach der Statistik
nach wie vor mit einem Anteil
von über 90 Prozent die vorzei-
tigen Zurruhesetzungen, im
Wesentlichen wegen Dien-
stunfähigkeit.

Die Angaben beruhten laut Mit-
teilung des Statistischen Bun-
desamtes auf vorläufigen Ergeb-
nissen der Versorgungsempfän-
gerstatistik. j.m.

Viele Beamte gehen immer
später in den Ruhestand

Versorgungsnachhaltigkeitsgesetz 

Bundesrat
lehnt ab

In seiner Plenarsit-
zung vom 17. Juni
2005 hat der 
Bundesrat das
Versorgungsnach-
haltigkeitsgesetz 
(VersorgNG) 
abgelehnt. 

I
n der Stellungnahme zum
Entwurf des VersorgNG
weist der Bundesrat darauf
hin, dass der Gesetzentwurf
der Bundesregierung gera-

de keine wirkungsgleiche Über-
tragung von Maßnahmen der
gesetzlichen Rentenversiche-
rung auf die Beamtenversorgung
enthalte. 

Die vorgesehene Übertragung
des Nachhaltigkeitsfaktors auf
die Beamtenversorgung berück-

sichtige nicht die Besonderhei-
ten der verschiedenen Systeme
und führe damit zu einer über-
proportionalen Belastung der
Versorgungsempfänger. 

Die Beamtenversorgung kombi-
niert eine allgemeine Grundsi-
cherung – wie die gesetzliche
Rentenversicherung – mit einer
Zusatzversicherung, wie sie für
Arbeitnehmer im öffentlichen
Dienst und in der Wirtschaft in
Form von Betriebsrenten geleis-
tet wird. Die pauschale Absen-
kung des Versorgungsniveaus
würde damit auch den Teil der
Versorgung mindern, der bei
einem vergleichbaren Arbeit-
nehmer durch eine betriebliche
Alterssicherung gedeckt wäre
und dort nicht von den Ein-
schränkungen der gesetzlichen
Rentenversicherung berührt
würde. 

Demzufolge können Absenkun-
gen des Rentenniveaus nicht im



Verhältnis „1 zu 1“ auf die
Beamtenversorgung übertragen
werden, sondern nur soweit die-
se dem Anteil der Rente an einer
Gesamtversorgung aus gesetzli-
cher und betrieblicher Alters-
versorgung gleichkommt.

Bisherige Einschnitte sind
zu berücksichtigen
Zudem liegen nach Ansicht des
Bundesrates die seit 1999
getroffenen Einschnitte in der
Beamtenversorgung (Versor-
gungsänderungsgesetz 2001,
Kürzungen der jährlichen Son-
derzahlung) in der Summe über
den vergleichbaren Maßnah-
men in der gesetzlichen Ren-
tenversicherung. Dies sind im
Übrigen ebenso die Standpunk-
te der Verkehrsgewerkschaft
GDBA und des dbb. Allein die
Kürzung der Sonderzahlung des
Bundes im Dezember 2004 auf
50 Prozent entspricht einer
Absenkung der Jahresversor-
gungsbezüge um etwa 2,8 Pro-
zent. Damit werden die abge-

flachten Erhöhungen der Versor-
gungsbezüge in den Jahren
2003 und 2004 um insgesamt
2,78 Prozent gänzlich kompen-
siert.

Der Bundesrat kritisiert ferner,
dass der Aufbau der Versor-
gungsrücklage nicht nachhaltig
erfolge und den Ländern somit
mittel- und langfristig die Mög-
lichkeit genommen werde, die
steigenden Versorgungslasten
im vorgesehenen Umfang über
die Versorgungsrücklage zu
finanzieren. 

GDBA hatte den 
Gesetzentwurf kritisiert
Auch die Verkehrsgewerkschaft
GDBA hatte den Gesetzentwurf
in ihrer Stellungnahme anläss-
lich des Beteiligungsverfahrens
kritisiert (wir berichteten). Der
Bundesrat hat insoweit im
Wesentlichen die Auffassung
der Verkehrsgewerkschaft
GDBA bestätigt. So erscheinen
nach Auffassung der GDBA die
bereits erbrachten Vorleistun-

Der dritte Versorgungsbericht
der Bundesregierung stellt fest,
dass seit 1992 die Maßnahmen
der gesetzlichen Rentenversi-
cherung stets wirkungsgleich
auf die Beamtenversorgung
übertragen worden sind. Aller-
dings wird darin auch aufge-
zeigt, dass die bisherigen Maß-
nahmen zur langfristigen Sta-
bilisierung der Beamtenversor-
gung nicht ausreichen, da die
Versorgungsausgaben in den
kommenden Jahrzehnten wei-
ter deutlich ansteigen (wir
berichteten zuletzt in der Juni-
Ausgabe). 

Besonders dramatisch entwi-
ckeln sich die Pensionsausga-

ben bei den Bundesländern.
Auch wenn Experten der Auf-
fassung sind, dass die Systeme
der sozialen Sicherung einsch-
ließlich der Beamtenversor-
gung nicht nachhaltig finan-
ziert sind, besteht keine Veran-
lassung für eine Überkompen-
sation in der Beamtenversor-
gung. 

Die Verkehrsgewerkschaft
GDBA wird sich weiterhin
dafür einsetzen, dass notwen-
dige Reformmaßnahmen nicht
zu einseitigen Sonderopfern
der Beamten und Versorgungs-
empfänger führen und diese
systemkonform sein müssen.

j.m.
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Versorgungsbericht: 

Pensionsausgaben steigen weiter

gen der Beamten und Versor-
gungsempfänger, insbesondere
durch die Versorgungsrücklage

sowie durch die überproportio-
nale Kürzung bei der Sonder-
zahlung, nicht ausreichend

Scandlines:
BEV entspricht
GDBA-Forderung
Der Präsident des Bundeseisen-
bahnvermögens hat dem Bun-
desvorsitzenden der Verkehrs-
gewerkschaft GDBA, Klaus-
Dieter Hommel,  in einem
Schreiben die Fortführung des
Dienstleistungsüberlassungs-
vertrages (DÜV) – auch für den
Fall des Verkaufs der Anteile der
DB AG an der Scandlines
Deutschland AG – zugesichert. 

Sicherung der Arbeitsplätze
im Rahmen des DÜV
Damit entspricht das BEV einer
grundlegenden Forderung der
Verkehrsgewerkschaft GDBA
zur Sicherung der Arbeitsplätze
der im Rahmen des DÜV bei
Scandlines beschäftigten Kolle-
ginnen und Kollegen.

Die grundsätzliche Ablehnung
des geplanten Verkaufes durch
die Verkehrsgewerkschaft
GDBA bleibt insbesondere im

Hinblick auf die akute Gefähr-
dung der Arbeitsplätze in der
Region weiter bestehen. Diese
Position werden wir insbeson-
dere im Aufsichtsrat der DB AG
weiter konsequent vertreten. 

GDBA lehnt Verkauf von
Scandlines ab
Die Verkehrsgewerkschaft
GDBA lehnt einen Verkauf der
Anteile der DB AG auch deshalb
ab, weil damit erneut ein profi-
tabel arbeitender Teil des Unter-
nehmens ohne Not verschleu-
dert wird.

Um Verunsicherung, Existen-
zangst der betroffenen Kollegin-
nen und Kollegen zu beenden
ist es allerdings schon jetzt not-
wendig, konkrete Regelungen
zu treffen, die auch nach einem
möglichen Verkauf Arbeitsplät-
ze und Tarif- und Sozialstan-
dards langfristig sichern.

Die Verkehrsgewerkschaft
GDBA wird sich dabei nicht auf
Zusagen von Politikern verlas-
sen, sondern weiter konkret for-
dern und handeln.

GDBA unterstützt
rumänische 
Eisenbahner
Der seit Wochen andauernde
Streik der Eisenbahnerinnen
und Eisenbahner in Rumänien
ist in eine neue Phase getreten.
Nachdem seit dem 8. Juni 2005
bereits drei der sechs rumäni-
schen Eisenbahnergewerk-
schaften im Ausstand sind,
haben sich nun die Arbeiter des
Netzbetreibers den Aktionen
angeschlossen. Der Zugverkehr
wird nur noch mit einem Drittel
der Züge aufrecht erhalten.

Wieder – wie schon zu Beginn
des Arbeitskampfes – versuchen
die rumänische Regierung und
die Bahngesellschaft gerichtlich
gegen die Streikenden vorzuge-
hen. Die Eisenbahner fordern
eine Anpassung ihrer Monats-
löhne an die Mindestlöhne der
Wirtschaft, verbesserte Arbeits-
bedingungen (etwa bei den
Unterkünften für Übernachtun-
gen sowie fließendes Wasser am

Arbeitsplatz) und zusätzliche
Essensgutscheine.

Die Regierung gibt den
Gewerkschaften die Schuld am
Rückgang der Marktanteile der
Schiene und droht mit einer
Neuverteilung der Fracht- und
Passagieranteile auf andere
Transportmittel.

ETF protestierte 
Außerdem, so die Arbeitgeber,
würde die Erfüllung der Lohn-
forderungen zu einer sofortigen
Erhöhung der Fahrpreise führen.
Mit diesen Argumenten werden
die Eisenbahner unfair unter
Druck gesetzt. Statt in
Gespräche einzutreten, unter-
nahm der Arbeitgeber bislang
nur juristische Schritte.

Die Europäische Transportar-
beiter-Föderation, der auch die
Verkehrsgewerkschaft GDBA
angehört, setzt sich für die
rumänischen Kolleginnen und
Kollegen ein und unterstützt
ihre Bemühungen um die Aner-
kennung ihrer sozialen Rechte.

netzka
Textfeld
berücksichtigt.




